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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

In Anbetracht der veranderten Verhéltnisse in Europa wurde eine Ratifizierung der
Europédischen Sozialcharta erneut in die Diskussion gebracht. Die Grine Fraktion
reichte eine entsprechende Motion ein. In Beantwortung einer Interpellation Pini (fdp,
Tl; Ip. 90.343) erklérte der Bundesrat aber, im gegenwértigen Zeitpunkt mehr an einem
Abschluss der EWR-Verhandlungen interessiert zu sein, denn an einer Charta, welche
die EG selber noch nicht unterzeichnet habe. Welche Auswirkungen ein EWR-Beitritt
fur die Sozialpolitik der Schweiz haben wirde, ist offenbar auch dem Bundesrat noch
nicht klar. In seinem Ende Jahr erschienen zweiten Integrationsbericht bemerkte er
ziemlich ratlos, die finanziellen Kosten des EG-Rechts bei der sozialen Sicherheit
kénnten kaum beziffert werden, seien aber betrachtlich. '

Mit einer Motion ersuchte die Griine Fraktion den Bundesrat, dem Parlament die
Europédische Sozialcharta erneut zur Ratifizierung vorzulegen. Die Schweiz hat die
Charta 1976 unterzeichnet, doch lehnten sowohl der Stadnderat (1984) als auch der
Nationalrat (1987) die Ratifizierung ab. Die Grline Fraktion wies darauf hin, dass — mit
Ausnahme von Liechtenstein, San Marino und der Schweiz — alle Mitgliedstaaten des
Europarates die Charta ratifiziert haben oder daran sind, dies zu tun. Nach Ansicht der
Grinen kann es sich die Schweiz auf die Dauer nicht leisten, zwar bei allen
europdischen Harmonisierungsbemuihungen in wirtschaftlichen Belangen
mitzumachen, auf sozialpolitischem Gebiet aber abseits zu stehen. Wie bereits im
Vorjahr bei der Beantwortung einer entsprechenden Interpellation Pini (fdp, TI) (Ip.
90.343) bekréftigte der Bundesrat seinen Wunsch, im Moment alle Anstrengungen auf
die EWR-Verhandlungen zu konzentrieren. Unter Berucksichtigung der sozialpolitischen
Massnahmen, die in diesen Verhandlungen ebenfalls einbezogen sind, wolle er sich die
Mé&glichkeit vorbehalten, auf die Frage der Ratifikation dann zurtickzukommen, wenn
die glinstigsten Bedingungen zu ihrer Annahme gegeben seien. Auf seinen Antrag wurde
die Motion nur in der Postulatsform angenommen. ?

Der Beitritt der Schweiz zur Europaischen Sozialcharta soll wieder geprift werden. Mit
knappem Mehr stimmte die vorberatende Kommission des Nationalrates einer
entsprechenden parlamentarischen Initiative der SP-Fraktion zu. Die Ratifikation der
1976 von der Schweiz unterzeichneten Charta war 1984 im Sténderat und 1987 im
Nationalrat gescheitert. ®

Art. 29 des EWR-Abkommens regelt die Massnahmen im Bereich der sozialen
Sicherheit, soweit sie zur Herstellung der Freizlgigkeit der Arbeitnehmer und
Selbstandigerwerbenden sowie ihrer Familienangehdrigen als notwendig erachtet
werden. Gegenstand von Eurolex war also nicht eine europdische Angleichung der
Sozialversicherungssysteme, welche Ubrigens auch zwischen den EG-Staaten nicht
realisiert ist, sondern nur eine Koordinierung unter dem Grundsatz der
Gleichberechtigung aller EWR-Angehdrigen sowie der Gleichstellung der Geschlechter.
Damit sollte ausgeschlossen werden, dass erwerbstatige Staatsangehorige der
Vertragsstaaten und deren Familien doppelt versichert sind oder Lucken in ihrer
Versicherungsdeckung erleiden, weil sie nicht in ihrem Beschaftigungsland wohnen
oder ihren Arbeits- und Aufenthaltsort in einen anderen Vertragsstaat verlegen.
Betroffen sind die Bereiche Krankheit und Mutterschaft, Invaliditat, Alter, Tod
(Hinterlassenenleistungen), Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten. Fir Eurolex
bedeutete dies, dass in praktisch allen Zweigen des schweizerischen
Sozialversicherungssystems Anderungen vorgenommen werden mussten, doch zeigte
deren Geringflgigkeit, dass die eidgendssische Sozialversicherungsgesetzgebung schon
ein hohes Mass von Europavertraglichkeit erreicht hat. *
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Mit dem &usserst knappen Ergebnis von 90 zu 86 Stimmen nahm der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative der SP-Fraktion flr den Erlass eines Bundesbeschlusses zur
Genehmigung der Europdischen Sozialcharta an, mit dem der Bundesrat zu deren
Ratifizierung ermachtigt werden soll. Neben der SP stimmten die Grlinen, die LdU/EVP-
Fraktion, die grosse Mehrheit der CVP sowie einige FDP-Angehdrige fur den Beitritt zu
diesem  Abkommen. Die Sozialcharta, welche neben der Europaischen
Menschenrechtskonvention als das wichtigste Vertragswerk des Europarates gilt, war
1961 von diesem Gremium erlassen und 1976 vom Bundesrat unterzeichnet worden. Die
Rate hatten die Ratifizierung jedoch 1984 (Stdnderat) bzw. 1987 (Nationalrat)
abgelehnt. ®

In Ausfihrung einer 1993 sehr knapp angenommenen parlamentarischen Initiative der
SP-Fraktion erarbeitete die Kommission fir soziale Sicherheit und Gesundheit des
Nationalrates einen Entwurf fir einen Bundesbeschluss, welcher die Ratifizierung der
Européischen Sozialcharta ermdglichen soll. Eine Mehrheit der Kommission vertrat die
Meinung, dass die Schweiz sechs der insgesamt sieben zum harten Kern der Charta
gehorenden Artikel erfillen kann. Eine Minderheit fand dagegen, dass die
schweizerische Rechtsordnung nicht einmal in fanf Punkten dem Abkommen
entspricht, weshalb eine Ratifizierung nicht moglich sei. Umstritten waren
insbesondere das uneingeschrankte Recht der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf
kollektive Massnahmen, was auch das Beamtenstreikrecht einschliessen wirde, und die
Verpflichtung zur Gleichbehandlung der Staatsangehdrigen anderer Vertragsstaaten im
Bereich de sozialen Sicherheit. Klar war allen Beteiligten, dass die Schweiz angesichts
der heutigen Rechtslage die Bestimmungen zum Schutz der Wanderarbeiter nicht
Ubernehmen kénnte, da sie den Familiennachzug der auslandischen Arbeitnehmer nach
wie vor nur beschrénkt zulasst. ©

Der Umstand, dass der Nationalrat die bereits traktandierte Ratifizierung der
Sozialcharta aus der Sommersession kippte, liess bereits erahnen, dass dieses
Regelwerk im Parlament einen schwereren Stand haben durfte als 1993, als die grosse
Kammer noch knapp einer diesbezuglichen parlamentarischen Initiative der SP-Fraktion
Folge gegeben hatte. In der Herbstsession Ubernahm der Nationalrat auf Antrag der
CVP-Fraktion weitgehend die inzwischen publizierte Stellungnahme des Bundesrates,
wonach eine Ratifizierung aus aussenpolitischen Grinden zwar wunschenswert und
juristisch moglich wére, aus innenpolitischer und wirtschaftlicher Sicht jedoch im
jetzigen Moment als nicht zwingend erscheine. Die Vorlage wurde mit 107 gegen 70
Stimmen an die Kommission zurlickgewiesen mit dem Auftrag, einen neuen Vorschlag
zu unterbreiten, wenn weitere Gesetzesanpassungen vorgenommen seien. Bereits 1995
hatte der Bundesrat, der 1983 und 1987 noch fir eine Ratifikation eingetreten war, in
seinem 6. Bericht Uber das Verhéltnis der Schweiz zu den Konventionen des
Europarates der Ratifizierung der Sozialcharta die Prioritdt B/C zugeteilt und sie
dementsprechend nicht in seine Legislaturplanung 1995-1999 aufgenommen.’

Hauptstreitpunkt war diesmal Art. 12 Abs. 3 der Charta, welcher die Vertragsparteien
verpflichtet, sich zu bemulhen, das System der sozialen Sicherheit fortschreitend auf
einen héheren Stand zu bringen. Die Mehrheit der FDP, die SVP und die Rechtsaussen
plédierten deshalb auf Nichteintreten und erst in zweiter Prioritat auf Rickweisung an
die Kommission. Sie argumentierten, die Forderung nach einem kontinuierlichen
Ausbau des Sozialversicherungssystems stehe vollig quer zur heutigen Wirtschaftslage;
zudem atme die Charta den léangst Uberholten Geist der 60er Jahre, als unter dem
Eindruck der Hochkonjunktur alles moglich schien. Die Ratslinke stellte demgegentber
dar, dass diese Bestimmung der Charta nicht zwangslaufig zu einem quantitativen
Ausbau der Sozialwerke fuhre; das Kontrollorgan des Europarates lasse durchaus auch
qualitative Verbesserungen als solche gelten. Das Abkommen verlange konkret nur
Mindeststandards, welche von der Schweiz schon heutzutage bei weitem Ubertroffen
wirden. Zudem ricke sich die Schweiz in ein eigenartiges Licht, wenn sie weiterhin
neben Liechtenstein und San Marino das einzige Land in Westeuropa bleibe, welches
das Regelwerk noch nicht ratifiziert hat. Die CVP schliesslich sprach sich grundséatzlich
fir eine Genehmigung des Abkommens aus, brachte jedoch aus Angst vor einer
neuerlichen Ablehnung den schliesslich erfolgreichen Riickweisungsantrag ein. ®
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Die Frist fir die Behandlung der Ratifizierung der Europédischen Sozialcharta wurde
vom Nationalrat um weitere zwei Jahre verlangert. Eine Minderheit meinte, mit der
Aufnahme des Streikrechts in den Entwurf zur neuen Bundesverfassung sei einer der
beiden Stolpersteine, die bisher eine Genehmigung der Charta verunméglicht hatten,
aus dem Weg geraumt. Die Mehrheit weigerte sich aber, auf den entsprechenden
Bundesbeschluss einzutreten, bevor nicht ein endgultiger Entscheid zur revidierten
Bundesverfassung vorliegt. °

Praktisch sang- und klanglos entsorgte der Nationalrat einen Uber 10- resp. fast 30-
jahrigen Ladenhuter. 1976 hatte der Bundesrat die Europaische Sozialcharta
unterzeichnet, eine Konvention des Europarats zur Harmonisierung der sozialen
Grundrechte und zur Forderung des sozialstaatlichen Ausbaus. Ein erster Anlauf zu
deren Ratifizierung war 1984 bzw. 1987 im Parlament gescheitert. Die SP-Fraktion hatte
daraufhin 1991 eine entsprechende parlamentarische Initiative eingereicht, welcher
1993 mit einem Zufallsmehr Folge gegeben wurde. Die konkrete Umsetzung der
Konvention, das heisst die Anpassung der schweizerischen Gesetzgebung dort, wo sie
nicht mindestens finf von sieben Kernpunkten der Charta entspricht, erwies sich dann
allerdings als politisch nicht machbar. Auf burgerlicher Seite stiess der Grundgedanke
einer steten Weiterentwicklung der sozialen Sicherheit zunehmend auf Widerstand. Die
Frist fur die Weiterbehandlung der Initiative wurde viermal ergebnislos erstreckt. Die
zustandige Kommission des Nationalrats ersuchte nun den Rat um eine neuerliche
Verlangerung. Dagegen setzte sich jedoch mit 104 zu 84 Stimmen ein Minderheitsantrag
Triponez (fdp, BE) durch, die Ubung definitiv abzubrechen und die Initiative
abzuschreiben. ™

Eine Motion der SVP, welche die Aufkiindigung von Sozialversicherungsabkommen mit
Balkanstaaten und der Tirkei forderte, wurde im Nationalrat mit 125 zu 61 Stimmen
abgelehnt. Begrindet wurden die Forderungen der Motion damit, dass die
Missbrauchsbekampfung in den genannten Landern hatte eingestellt werden mussen,
weil die Sicherheit der Mitarbeiter, welche die Observationen durchfihren mussten,
nicht mehr gewahrleistet war. Der Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung
empfohlen, da er die Kindigung von Abkommen als nicht zielfUhrend erachtete,
insbesondere da bestehende IV-Renten weiterhin auch ins Ausland ausbezahlt werden
mussten. "

Der Nationalrat genehmigte in der Fruhjahrssession 2015 einstimmig und ohne Debatte
ein Abkommen der Schweiz mit Brasilien iliber den Gegenstand der sozialen
Sicherheit. Das Abkommen dient der Koordination der Alters-, Hinterbliebenen- und
Invalidenvorsorge zwischen den beiden Staaten, um allfdllige Nachteile oder
Diskriminierungen der Angehorigen des jeweils anderen Staates zu vermeiden. Das
Abkommen bedarf noch der Genehmigung durch den Standerat.

Wie zuvor bereits der Nationalrat, genehmigte auch der Standerat einstimmig und ohne
Debatte ein Abkommen der Schweiz mit Brasilien zur sozialen Sicherheit. Bundesrat
Berset hatte zuvor die Wichtigkeit der Kontakte zwischen der Schweiz und Brasilien
betont. ®

Im Mérz 2018 legte der Bundesrat die Botschaft zur Revision des Allgemeinen Teils des
Sozialversicherungsrechts (ATSG) vor. Die geplanten Massnahmen, von denen viele
aufgrund von parlamentarischen Vorstdssen in die Gesetzesrevision aufgenommen
wurden, teilte er in drei Bereiche ein: Missbrauchsbekampfung, Anpassung an den
internationalen Kontext und Optimierung des Systems.

Zur Missbrauchsbekampfung schlug der Bundesrat insbesondere Massnahmen vor, die
bereits im Rahmen der (abgelehnten) IV-Revision 6b behandelt und anschliessend in
einer Motion Schwaller (cvp, FR; Mo. 13.3990) erneut gefordert worden waren. Unter
anderem sollen bei begrindetem Verdacht auf unrechtmassige Leistungserwirkung, bei
Meldepflichtverletzung oder bei nicht fristgerechter Teilnahme an Lebens- oder
Zivilstandskontrollen Leistungen der Sozialversicherungen vorsorglich eingestellt
werden kénnen. Die Verwirkungsfrist fur die Ruckforderung unrechtmaéassig bezogener
Leistungen soll verlangert werden und bei Nichtantreten eines Straf- oder
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Massnahmenvollzugs sollen Sozialversicherungsleistungen nicht mehr ausbezahlt
werden missen, wie es die Motion Lustenberger (cvp, NR; Mo. 12.3753) gefordert hatte.
Die meisten dieser Regelungen entsprachen der Praxis der Sozialversicherungen, sollen
nun aber kodifiziert werden. Mit den gesetzlichen Grundlagen fir die Uberwachung der
Versicherten war ein Grossteil der Massnahmen zur Missbrauchsbekdmpfung zuvor
bereits in ein eigenes Geschéaft ausgelagert und vordringlich behandelt worden.

Bei den Anpassungen an den internationalen Kontext geht es einerseits darum, eine
Gesetzesgrundlage flir die Umstellung des internationalen Informationsaustauschs auf
eine elektronische Ubermittlung zu schaffen. Andererseits sollen internationale
Sozialversicherungsabkommen zukunftig mit einfachem Bundesbeschluss genehmigt
werden koénnen und somit dem fakultativen Referendum entzogen werden. Es
entspricht der langjahrigen Praxis, Abkommen, die Uber ein &hnliches
Verpflichtungsniveau verfiigen wie eine grosse Anzahl vergleichbarer, bereits
abgeschlossener Abkommen, nicht dem fakultativen Referendum zu unterstellen.
Nachdem das Bundesamt fur Justiz 2014 in einem Bericht beschieden hatte, dass das
Kriterium der Neuheit einer Bestimmung fur ein solches Vorgehen nicht ausreiche,
entschied der Bundesrat, diese Praxis im ATSG festzuschreiben.

Optimiert werden soll das Sozialversicherungssystem schliesslich durch eine Anpassung
der Regressbestimmungen, bei denen dieselben Mitwirkungspflichten geschaffen
werden sollen wie bei der Prufung eines Leistungsanspruchs, sowie durch die Schaffung
einer differenzierten Kostenpflicht fur alle Sozialversicherungsverfahren - ahnlich der
Regelung, welche die SVP-Fraktion in einer Motion gefordert hatte (Mo. 09.3406). Hier
entschied sich der Bundesrat flir die erste Variante, die er in der Vernehmlassung
vorgeschlagen hatte und die dort auf mehr Gegenliebe gestossen war als ein fixer
Kostenrahmen zwischen CHF 200 und 1000 (Variante 2). ™

In der Herbstsession 2018 behandelte der Standerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Fir die SGK-SR erkléarte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge fur alle Sozialversicherungszweige gelten wurden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht Uberarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Frihling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grésseren Anderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
kénnen. Kommissionssprecher Bischof erklérte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden konnten. Deshalb reiche es fur die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine é&hnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
Kompetenzibertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschranken wuirde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission.
Zudem entschied sich der Standerat, den Versicherten nicht die vollstandigen Kosten,
die durch Uberwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die <«angemessenen Mehrkosten» zu
beschréanken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) fur
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer starkeren Belastung der Kantone gefiihrt, erklarte die
Minderheitsfuhrerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewahrung einer unentgeltlichen Prozessfliihrung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Stdnderat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesratlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. ™
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In der Frihjahrssession 2019 beriet der Nationalrat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG) und hatte eingangs einen Rickweisungsantrag
von Silvia Schenker (sp, BS) zu klaren. Da das ATSG generell in allen
Sozialversicherungszweigen ausser der beruflichen Vorsorge zur Anwendung komme,
hatten die Entscheidungen zu diesem eine Hebelwirkung, betonte sie. Die Vorlage sei
aber sehr einseitig auf die Missbrauchsbekdmpfung ausgerichtet, fuhre zu
einschneidenden Verschlechterungen fir die Betroffenen und beschneide die Rechte
der Versicherten in Verfahren. Zudem fehle die Koordination mit den Ubrigen, bisher
beschlossenen Missbrauchsmassnahmen - ein entsprechender Gesamtplan sei nicht
vorhanden. Mit 133 zu 51 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen den Willen der SP-
und der Grlnen-Fraktion fur Eintreten aus. In der Folge reichte Silvia Schenker eine
Reihe von Minderheitsantréagen ein: Sie verlangte eine Streichung der engeren Frist fur
die Ruckforderungsanspriche der Versicherten, da diese gemass
Behindertenverbanden flr die Versicherer bereits jetzt sehr grosszlgig sei. Sie wehrte
sich gegen die Schaffung einer Kostenpflicht bei den Verfahren, da die Einfihrung einer
solchen bei der IV gezeigt habe, dass die Anzahl Beschwerden dadurch nicht sinke.
Stattdessen steige die Arbeit fur die Gerichte, weil dadurch mehr Antrage auf
unentgeltliche Rechtspflege eingereicht wirden. Zudem lehnte sie die Schaffung einer
Méglichkeit fur eine vorsorgliche Einstellung von Leistungen ab, wenn eine Person die
Meldepflicht verletzt, einer Lebens- oder Zivilstandskontrolle nicht fristgerecht
nachkommt oder ein begriindeter Verdacht auf unrechtmassig bezogene Leistungen
besteht. Unter anderem sei unklar, wann ein begrindeter Verdacht vorliege - wie auch
die Diskussion in der Kommission gezeigt habe. Auf ihr Argument, dass diese Regelung
viele Hartefalle schaffe, entgegnete Gesundheitsminister Berset, dass das Interesse der
Versicherer, Verfahren und grosse Schadensrisiken zu vermeiden, Vorrang vor dem
Interesse der Versicherten habe, nicht in eine voribergehende Notlage zu geraten. Alle
Minderheitsantrage fanden ausschliesslich bei der SP- und der Grlnen-Fraktion
Anklang und wurden folglich vom Nationalrat abgelehnt.

Angenommen wurde hingegen ein Minderheitsantrag von Thomas Aeschi (svp, ZG), mit
dem die Kann-Bestimmung zur Einstellung von Geldzahlungen mit Erwerbscharakter
wéhrend des Strafvollzugs zu einer Muss-Bestimmung geandert wurde. Umstritten war
ansonsten nur noch die Frage, wie genau die Regelung zur Auferlegung der Kosten fur
Observationen beim Bezug von Versicherungsleistungen aufgrund von unwahren
Angaben ausgestaltet werden sollte. Silvia Schenker wollte die Auferlegung der Kosten
auf «wissentlich unwahre Angaben» beschranken oder - wenn moglich - den Absatz
ganz streichen. Bea Heim (sp, SO) beantragte eine Beschrédnkung der Klausel auf die
Auferlegung «angemessener Mehrkosten» und Thomas Aeschi wollte auch hier die
Kann- in eine Muss-Formulierung umwandeln. In der Folge setzte sich jedoch die
Version der Kommission durch, wodurch der Rat eine Differenz zum Standerat schuf,
der die Klausel, wie von Bea Heim vorgeschlagen, auf «angemessene Mehrkosten»
beschrankt hatte. "

In der Sommersession 2019 bereinigte das Parlament die Differenzen in der Revision
des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Der Stédnderat beharrte
nicht auf seiner Formulierung der «angemessenen Mehrkosten», sondern stimmte zu,
dass die Versicherungstréger - wie vom Nationalrat gewlnscht - die durch
Observationen bei unrechtmassigem Leistungsbezug entstandenen «Mehrkosten» den
Versicherten auferlegen kénnen. Durch das Prinzip der Verhéltnismassigkeit in der
Bundesverfassung sei bereits garantiert, dass nur die «angemessenen» Mehrkosten
verlangt werden konnten, erklarte die SGK-SR. Nach der Erklarung von
Kommissionssprecher Hans Stockli (sp, BE), wonach die Leistungen der IV Personen im
Strafvollzug weiter ausbezahlt werden sollten, weil es eben auch Modelle wie die
Halbgefangenschaft gebe, bei denen Personen weiterhin arbeiten kénnten und folglich
auf die IV angewiesen seien, hielt der Standerat diesbezuglich an seiner Entscheidung
fest. Auf Antrag der SGK-NR stimmte der Nationalrat dieser Entscheidung zwei Tage
spater zu und bereinigte somit die letzte Differenz der Vorlage. Mit 143 zu 53 Stimmen
(0 Enthaltungen) respektive 41 zu O Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm das Parlament
die Revision des ATSG in den Schlussabstimmungen an. "
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Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Januarsession bemangelte Standerat Frick (cvp, SZ) mit einer Motion, dass die
1990 getroffene Regelung, wonach die AHV die von Belgien verweigerten
Rentenanspriiche von Auslandschweizern aus den ehemaligen belgischen Kolonien
Kongo und Ruanda-Urundi Ubernimmt (Mo. 94.3445), in rund 30 Harteféllen an der zu
starr festgesetzten Altersgrenze gescheitert sei, weshalb er vom Bundesrat die Vorlage
eines abgeanderten Bundesbeschlusses verlangte. Da dieser zusagte, die Angelegenheit
noch einmal eingehend prifen zu wollen, erklarte sich der Motiondr mit der
Umwandlung in ein Postulat einverstanden. Die Landesregierung hielt Wort und leitete
dem Parlament bereits im Mai die entsprechenden Bundesbeschlisse zu, welche von
beiden Kammern praktisch einstimmig angenommen wurden.

Erwerbsersatzordnung (EO)

Der Standerat zeigte sich vorerst weniger grossziigig. Einstimmig Uberwies er in der
Herbstsession eine Motion Spoerry (fdp, ZH) (Mo. 99.3269), nach welcher bloss die
Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber wéhrend des achtwdchigen Arbeitsverbots
vorgeschrieben werden sollte. Zwei Standesinitiativen der Kantone Genf und Jura (Kt.Iv.
99.303, 00.302) sowie einer parlamentarische Initiative Brunner (sp, GE) (Pa.lv. 99.424),
die einen vierzehnwdchigen, vom Arbeitgeber bezahlten Mutterschaftsurlaub
verlangten, wurde hingegen keine Folge gegeben, ebenso wenig wie einer
parlamentarischen Initiative Beerli (fdp, BE) (Pa.lv. 99.461), die wahrend 14 Wochen eine
Grundentschédigung zu Lasten der Erwerbsersatzordnung anregte. Im Anschluss an die
Debatte verkindete Bundesratin Metzler, dass ihr Departement bis Anfang 2001 im
Auftrag des Bundesrates eine Vorlage ausarbeite, welche ebenfalls eine
Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber vorsehe. Die Dauer der Fortzahlung werde
voraussichtlich nach Dienstalter abgestuft sein. Moglicherweise war es diese Drohung
eines allein von den Arbeitgebern finanzierten Mutterschaftsurlaubs von mehr als acht
Wochen, die den Standerat in der Wintersession veranlasste, mit 24 zu 17 Stimmen die
Motion des Nationalrates mit ihrem Modell einer Mischfinanzierung anzunehmen.
Gleichzeitig Uberwies er ein Postulat seiner SGK mit der Bitte um einen Bericht Uber die
verschiedenen Finanzierungsmoglichkeiten einer Mutterschaftsversicherung (Po.
00.3597). Drei Standesinitiativen der Kantone Freiburg, Genf und Neuenburg (Kt.Iv.
00.310, 00.309, 00.312) die verlangten, die Schweiz solle das ILO-Abkommen 103 lber
den Mutterschutz ratifizieren, wurde mangels gesetzlicher Grundlage keine Folge
gegeben.

Weil die Mutterschaftsversicherung noch nicht realisiert ist, verzichteten beide
Kammern gemass gangiger Praxis mangels gesetzlicher Grundlage auf die Ratifizierung
des ILO-Ubereinkommens Nr. 183 tber die Neufassung des Ubereinkommens Nr. 103
Uber den Mutterschutz (BRG 01.061). Wie zuvor schon der Stéanderat gab auch der
Nationalrat drei Standesinitiativen der Kantone Genf, Freiburg und Neuenburg (Kt.Iv.
00.310, 00.312), die 2000 eine Ratifizierung des inzwischen obsolet gewordenen
Ubereinkommens Nr. 103 verlangt hatten, keine Folge. %°

Berufliche Vorsorge

Die liechtensteinische Gesetzgebung verlangt spatestens ab Januar 2007 die Schaffung
oder Bestimmung eines Sicherheitsfonds fir die betriebliche Personalvorsorge.
Liechtenstein trat deshalb mit dem Anliegen an die Schweiz heran, ihre
Vorsorgeeinrichtungen dem schweizerischen Sicherheitsfonds BVG anzuschliessen. Die
getroffene Vereinbarung sieht vor, dass die Aufgaben des liechtensteinischen
Sicherheitsfonds  vollumfanglich vom  schweizerischen Sicherheitsfonds BVG
Ubernommen werden. Die Vereinbarung wurde seit dem 1. Januar 2007 vorléaufig
angewendet. Im Berichtsjahr mussten die Réte ihre Zustimmung zum Ubereinkommen
geben, was auch oppositionslos geschah. Dabei wurde explizit festgehalten, dass dies
ohne Einkauf geschieht, weil der Fonds ein rein schweizerisches Gebilde bleiben muss,
und dass die Schweiz keine Mitbestimmung gewahrt; nicht der Staat Liechtenstein,
sondern die dort domizilierten Pensionskassen treten dem Fonds bei. ?
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Im Anschluss an die Revision des AVIG behandelte der Nationalrat mehrere Vorstosse zu
diesem Thema. Obgleich die Revision fir schwangere Frauen gewisse Verbesserungen
gebracht hatte, war Ménétray-Savary (gp, VD) nicht bereit, auf ihre diesbezlgliche
Motion (Mo. 00.3262) zu verzichten, worauf sie abgelehnt wurde. Klar verworfen wurde
eine Motion (Mo. 00.3290) der SVP-Fraktion, die eine 30-tégige Karenzfrist fir den
Bezug von ALV-Leistungen verlangte. Bundesrat Couchepin erinnerte daran, dass die
Schweiz das ILO-Ubereinkommen Nr. 168 (ber Beschaftigungsforderung und den
Schutz gegen Arbeitslosigkeit ratifiziert hat, das derartige Massnahmen verbietet. Eine
Motion Raggenbass (cvp, TG) fir eine Flexibilisierung der Rahmenfristen wurde als
Postulat Gberwiesen. %
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